BFH Bundesfinanzhof %

Urteil vom 19. Januar 2022, X R 32/20

Nachtrdgliche Geltendmachung des Wahlrechts auf einen Sonderausgabenabzug nach § 10a EStG
ECLI:DE:BFH:2022:U.190122.XR32.20.0
BFH X. Senat

EStG & 10a Abs 1, EStG & 10a Abs 2, EStG & 79, EStG & 79ff, EStG & 10 Abs 2a S 8 Nr 1, EStG & 10a Abs 5 S 1, EStG & 10a
Abs5S2,A08129S1,A08172Abs1S 1 Nr2Buchstd, AO&173 Abs1Nr2,AO&175Abs1S1Nr1,AO &175 Abs
1S1Nr2,EStG&10aAbs2aS1,A08150Abs7S2,A08118S1,A08 171 Abs10S 1, EStG & 82 Abs 1S 2, AltZertG
§ 1 Abs 3, EStG VZ 2012

vorgehend FG Koln, 15. Mai 2020, Az: 5 K 2350/19

Leitsatze

1. Die Inanspruchnahme des Sonderausgabenabzugs flr eine zusatzliche Altersvorsorge gemafd § 10a EStG steht im
Wahlrecht des Steuerpflichtigen. Dieses Wahlrecht muss nicht zwingend durch Abgabe der Anlage AV zur
Einkommensteuererklarung ausgeubt werden, sondern kann auch formlos geltend gemacht werden.

2. Die Anderung eines bestandskraftigen Einkommensteuerbescheids gemaf & 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. d AO i.V.m.
§ 10a Abs. 5 Satz 2, § 10 Abs. 2a Satz 8 Nr. 1 EStG in der bis einschlielich des Veranlagungszeitraums 2016 geltenden
Fassung kommt nicht in Betracht, wenn der Steuerpflichtige den Sonderausgabenabzug nach & 10a EStG erstmals nach
Eintritt der materiellen Bestandskraft begehrt.

Tenor

Die Revision der Klager gegen das Urteil des Finanzgerichts Koln vom 15.05.2020 - 5 K 2350/19 wird als unbegriindet
zuruckgewiesen.

Die Kosten des Revisionsverfahrens haben die Klager zu tragen.

Tatbestand

1 Die Klager und Revisionsklager (Kldager) sind Ehegatten. Sie wurden fir das Streitjahr 2012 zur Einkommensteuer
zusammenveranlagt. Die Klagerin, die im Streitjahr rentenversicherungspflichtig beschaftigt war, zahlte Beitrage zu
Gunsten eines zertifizierten Altersvorsorgevertrags und erhielt hierfur Zulagen nach dem XI. Abschn. des
Einkommensteuergesetzes (EStG). Sie hatte gegeniiber dem Anbieter des Vertrags in eine Datenlibermittlung an die
Finanzverwaltung eingewilligt.

2 Die Klager hatten fir das Streitjahr zunachst keine Einkommensteuererklarung abgegeben. Aufgrund dessen
schatzte der Beklagte und Revisionsbeklagte (Finanzamt --FA--) die Besteuerungsgrundlagen. Ein
Sonderausgabenabzug fur Altersvorsorgebeitrage und Zulagen gemaf & 10a EStG wurde hierbei nicht
berticksichtigt.

3 lhre Einkommensteuererklarung reichten die Klager mit dem Einspruch gegen den Schatzungsbescheid ein. Zu
einem Sonderausgabenabzug gemafd & 10a EStG erklarten sie sich nicht. Das FA dnderte die Steuerfestsetzung
erklarungsgemaft und hob den Vorbehalt der Nachpriifung auf. Der Bescheid wurde bestandskraftig, ebenso ein zu
spaterer Zeit ergangener weiterer Anderungsbescheid.

4 ImJuni 2018 begehrten die Klager nachtraglich einen Sonderausgabenabzug gemaf & 10a EStG. Sie fihrten an, das
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FA habe die vom Anbieter des Altersvorsorgevertrags ubermittelten Beitrdge und Zulagen zu Unrecht nicht
berlicksichtigt. Das FA lehnte eine Anderung ab. Eine Gunstigerpriifung fiir den Sonderausgabenabzug nach & 10a
Abs. 2 EStG erfordere einen Antrag, der --was die Klager versaumt hdtten-- in Form der Anlage AV zur
Einkommensteuererklarung hatte gestellt werden mussen.

5 Nach erfolglosem Einspruch brachten die Klager zur Begriindung ihrer Klage vor, die Einkommensteuerfestsetzung
sei im Hinblick auf den unterbliebenen Sonderausgabenabzug entweder gemaf § 129 Satz 1 der Abgabenordnung
(AO) zu berichtigen oder nach & 173 Abs. 1 Nr. 2 AO bzw. § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AO zu dndern. Zudem bestehe
eine entsprechende Korrekturpflicht nach § 10a Abs. 5 Satz 2 i.V.m. § 10 Abs. 2a Satz 8 EStG in der im Streitjahr
geltenden Fassung (EStG a.F.). Die Abgabe einer Anlage AV sei kein gesetzliches Erfordernis.

6  Das Finanzgericht (FG) wies die Klage mit in Entscheidungen der Finanzgerichte (EFG) 2021, 1369 veroffentlichtem
Urteil ab. Die Kldger hatten den Sonderausgabenabzug erst nach Eintritt der Bestandskraft und im Ubrigen nicht im
Wege der Abgabe der von der Finanzverwaltung hierfur vorgegebenen Anlage AV beantragt. Die Voraussetzungen
flir eine Berichtigung bzw. Anderung der Steuerfestsetzung ldgen nicht vor.

7  Mitihrer Revision tragen die Klager vor, das Gesetz mache den Sonderausgabenabzug gemaR & 10a EStG nicht von
einem formlichen Antrag abhangig. Vielmehr genuge die Erfullung der tatbestandlichen Voraussetzungen fur den
Abzug. Die Steuerfestsetzung fur das Streitjahr sei korrigierbar. Es liege eine offenbare Unrichtigkeit i.S. von & 129
Satz 1 AO vor, die sich daraus ergebe, dass das FA das Versehen der Klager --Nichterklarung der
Altersvorsorgebeitrage-- als eigenes tibernommen und zudem einen Grundlagenbescheid --die Zertifizierung des
vorliegenden Altersvorsorgevertrags-- ubersehen habe. Wegen Letzterem musse die Steuerfestsetzung ferner
gemafs § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AO geandert werden. Zwar stellten die Vorsorgebeitrage fur sich gesehen keinen
Grundlagenbescheid dar, allerdings bestehe eine untrennbare Einheit mit der als Grundlagenbescheid zu
qualifizierenden Zertifizierung. Dariiber hinaus seien die Voraussetzungen fiir eine Anderung nach & 10 Abs. 2a
Satz 8 EStG a.F. gegeben. Dem FA ligen Daten i.S. von & 10a EStG vor, deren Beriicksichtigung zu einer Anderung
der festgesetzten Steuer fihre.

8 Die Klager beantragen sinngemats,
das angefochtene Urteil, die Einspruchsentscheidung vom 21.08.2019 und den Ablehnungsbescheid vom
17.07.2018 aufzuheben und das FA zu verpflichten, die Einkommensteuerfestsetzung fur das Jahr 2012 --zuletzt in
der Fassung des Bescheids vom 13.04.2017-- dahingehend zu dndern, dass nach einer vom FA vorzunehmenden
Gunstigerprifung ein Sonderausgabenabzug gemaf’ § 10a Abs. 1 EStG gewahrt wird.

9 Das FA beantragt,
die Revision zurlickzuweisen.

10 Das FA ist der Ansicht, die Gunstigerpriifung gemaR & 10a Abs. 2 EStG setze einen Antrag des Steuerpflichtigen
voraus, der nach Eintritt der Bestandskraft der Steuerfestsetzung nicht mehr berlcksichtigt werden konne.

Entscheidungsgrunde

11 Die unbegriindete Revision ist gemaf: § 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung (FGO) zuriickzuweisen.

12 Die Vorinstanz hat im Ergebnis zu Recht entschieden, dass fur die Klager kein Anspruch auf Korrektur der
Einkommensteuerfestsetzung fiir 2012 besteht. Der von ihnen geltend gemachte Sonderausgabenabzug fur
Beitrage zur zusatzlichen Altersvorsorge gemafd § 10a EStG (hierzu unten 1.) ist als Wahlrecht ausgestaltet
(unten 2.), das grundsatzlich nur bis zum Eintritt der Bestandskraft der Steuerfestsetzung ausgelibt werden kann
(unten 3.). Fur den von den Klagern erst nach diesem Zeitpunkt beanspruchten Sonderausgabenabzug ist keine
Anderungs- bzw. Berichtigungsvorschrift einschldgig (unten 4.). Der von ihnen geltend gemachte Verfahrensfehler
liegt nicht vor (unten 5.).

13 1.Nach § 10a Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 EStG konnen in der inlandischen gesetzlichen Rentenversicherung
Pflichtversicherte Altersvorsorgebeitrage i.S. von & 82 EStG zuzliglich der dafiir nach Abschn. XI des EStG
zustehenden Zulage jahrlich bis zu 2.100 € als Sonderausgaben abziehen. Ein solcher Abzug bedingt, dass die
steuerliche Entlastung glinstiger ausfallt als der Anspruch auf die Altersvorsorgezulage. In diesem Fall erhéht sich
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die unter Berlcksichtigung des Sonderausgabenabzugs ermittelte tarifliche Einkommensteuer um den Anspruch auf
Zulage (8 10a Abs. 2 Satz 1 EStG); die Gunstigerprifung wird gemaf’ Satz 3 der Vorschrift von Amts wegen
vorgenommen. Fir das Streitjahr setzt der Sonderausgabenabzug weiter voraus, dass der Steuerpflichtige
gegeniiber dem Anbieter des Altersvorsorgevertrags --wie vorliegend geschehen-- in die Ubermittlung der fiir einen
Abzug relevanten Daten eingewilligt hat (§ 10a Abs. 2a Satz 1, Abs. 5 Satz 1 EStG a.F.).

2. Der Sonderausgabenabzug gemafd § 10a EStG ist als Wahlrecht des Steuerpflichtigen konzipiert.

Hiervon gehen zu Recht nicht nur die Vorinstanz, sondern auch die Finanzverwaltung und das ganz uberwiegende
Schrifttum aus, wenn gefordert wird, dass der Abzug durch Abgabe einer Anlage AV (so Schreiben des
Bundesministeriums der Finanzen --BMF-- vom 21.12.2017, BStBL | 2018, 93, Rz 101; Arteaga/Veit in Korn, § 10a
EStG Rz 24; Brandis/Heuermann/Lindberg, § 10a EStG Rz 48; Hamacher in Kirchhof/Seer, EStG, 21. Aufl,, § 10a Rz 4;
Braun in Herrmann/Heuer/Raupach --HHR--, § 10a EStG Rz 26; Hahner in Bordewin/Brandt, § 10a EStG Rz 82;
Muhlenharz in Littmann/Bitz/Pust, Das Einkommensteuerrecht, Kommentar, § 10a Rz 28; Myf3en in
Kirchhof/Sohn/Mellinghoff --KSM--, EStG, § 10a Rz D 9; ebenso Hessisches FG, Urteil vom 28.01.2019 -

9 K 1382/18, EFG 2019, 751, Rz 23, 29 f.) oder durch einen (schlichten) Antrag des Steuerpflichtigen geltend zu
machen ist (vgl. Schmidt/Weber-Grellet, EStG, 40. Aufl,, § 10a Rz 22; Pick, in Frotscher/Geurts, EStG, § 10a Rz 72 f,;
KKB/Wilhelm, & 10a EStG, 6. Aufl,, Rz 45; a.A. --allerdings ohne Begrindung-- BeckOK EStG/Geisenberger, 11. Ed.
[01.10.2021], EStG & 10a Rz 148).

a) Der Wortlaut der Vorschrift ergibt hierzu noch kein eindeutiges Bild. Zwar heif3t es in § 10a Abs. 1 Satz 1
Halbsatz 1 EStG, die dort genannten Altersvorsorgebeitrage "kdnnen” als Sonderausgaben abgezogen werden. Mit
dieser Formulierung unterscheidet sich § 10a EStG vom allgemeinen Sonderausgabenabzug nach & 10 EStG, der
--wie der Eingangssatz jener Norm belegt-- eben kein Wahlrecht beinhaltet (vgl. MyRen in KSM, EStG, § 10a

Rz A 599 ff.). Nicht auszuschliefRen ist allerdings, dass es sich hierbei um eine blof3e sprachliche Ungenauigkeit des
Gesetzgebers handelt, zumal sich in der Begriindung des Entwurfs zu einem Altersvermdgensgesetz (Gesetz vom
26.06.2001, BGBL | 2001, 1310), durch das der Abzugstatbestand des & 10a EStG geschaffen wurde (vgl. BTDrucks
14/4595), nichts Erhellendes zu dieser Frage findet. Deutlicher ist dagegen die Begrindung zum
Steuerbirokratieabbaugesetz (Gesetz vom 20.12.2008, BGBL | 2008, 2850), in der die Bundesregierung ganz
offenkundig davon ausgeht, dass die Inanspruchnahme des Sonderausgabenabzugs nach & 10a EStG von einem
Antrag des Steuerpflichtigen abhangt (BTDrucks 16/10188, S. 24, rechte Spalte) und folglich ein Wahlrecht besteht.

b) Nach Auffassung des Senats sprechen vor allem systematische Erwdgungen fur ein Wahlrecht. Wollte man --wie
die Klager-- allein die Erfullung der tatbestandlichen Anforderungen des & 10a EStG als fiir den
Sonderausgabenabzug ausreichend ansehen, bliebe unberticksichtigt, dass ein solcher belastende --vom
Steuerpflichtigen nicht erwiinschte-- Folgewirkungen mit sich ziehen kann.

aa) Die steuerliche Forderung der zusatzlichen Altersvorsorge i.S. des XI. Abschn. des EStG besteht aus einer
Kombination von einer progressionsunabhangigen Zulage und einem zusatzlichen Sonderausgabenabzugsbetrag,
wobei die Vorsorgeaufwendungen zundchst und vorrangig mit der staatlichen Zulage pramiert werden. Der
alternative Sonderausgabenabzug gemaf} § 10a EStG kommt nur in Betracht, wenn dieser im jeweiligen Einzelfall
gegenuber der Zulage steuerlich glinstiger ausfallt (vgl. BTDrucks 14/4595, S. 62 sowie S. 66). Die Entlastung des
fur die Altersvorsorgeaufwendungen eingesetzten Einkommens --sei es durch Zulage gemaf § 83 EStG oder durch
einen weitergehenden Sonderausgabenabzug nach § 10a EStG-- lost die Besteuerung der spateren Leistungen aus
dem Altersvorsorgevertrag nach & 22 Nr. 5 EStG aus (MyRen in KSM, EStG, & 10a Rz A 88 ff.).

bb) Jedenfalls im Regelfall hat die Inanspruchnahme des Sonderausgabenabzugs keinen Einfluss auf den Umfang
der nachgelagerten Besteuerung, wenn der Steuerpflichtige fiir Beitrage zu Gunsten eines Altersvorsorgevertrags
Zulagen gematf? & 83 EStG bezieht. Dies hat seinen Grund darin, dass Zulagen und der Sonderausgabenabzug
gleichermafRen dazu fihren, die Altersvorsorgebeitrage in der Ansparphase als gefordert anzusehen und somit in
vollem Umfang eine nachgelagerte Besteuerung i.S. von § 22 Nr. 5 EStG begriinden (vgl. BMF-Schreiben in BStBL |
2018, 93, Rz 137; Fischer in Kirchhof/Seer, EStG, 21. Aufl,, 8 22 Rz 54; HHR/Schiiler-Tasch, § 22 EStG Rz 475).

cc) Anderes gilt, wenn der Steuerpflichtige fiir Altersvorsorgebeitrage zu Gunsten eines zertifizierten Vertrags
entweder keine Zulage nach §§ 79 ff. EStG beantragt oder der Vertrag nach MaRgabe von & 87 Abs. 1 Satz 1 EStG
nicht zulagebeglinstigt ist, gleichwohl aber die Voraussetzungen fiir einen Sonderausgabenabzug gemaf & 10a
EStG gegeben sind. In einem solchen Fall fuhrt (nur) die Inanspruchnahme des Sonderausgabenabzugs dazu, die
spdteren Leistungen aus dem Altersvorsorgevertrag als auf geforderten Beitragen beruhend zu qualifizieren (BMF-
Schreiben in BStBL 1 2018, 93, Rz 132) und deshalb nach & 22 Nr. 5 Satz 1 EStG nachgelagert zu besteuern.
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dd) Zudem hat eine (iber den Zulagenanspruch des & 83 EStG hinausgehende steuerliche Freistellung der
Altersvorsorgebeitrage durch einen Sonderausgabenabzug zur Folge, dass das FA dieses Mehr an Steuerermafiigung
nach & 10a Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 1 EStG gesondert feststellt und dies der zentralen Stelle (§ 81 EStG) mitteilt. Im
Fall einer schadlichen Verwendung des Altersvorsorgevermagens i.S. von & 93 Abs. 1 Satz 1 EStG ware die gewahrte
Steuerermafigung zurtickzuzahlen. Dies wiederum wirde verhindert, verzichtete der Steuerpflichtige trotz
Vorliegens der materiell-rechtlichen Voraussetzungen eines Sonderausgabenabzugs auf dessen Geltendmachung.

ee) Darliber hinaus kann es fiir den Steuerpflichtigen von Vorteil sein, Betrage aus einer Entgeltumwandlung oder
andere Finanzierungsanteile zur betrieblichen Altersvorsorge bewusst nach & 3 Nr. 63 EStG steuerfrei zu stellen und
diese Betrage nicht nach & 10a EStG geltend zu machen (vgl. insoweit nur HHR/Braun, § 10a EStG, Rz 5).

c) Gegen die Annahme eines Wahlrechts spricht nicht, dass & 10a Abs. 2 Satz 3 EStG eine von Amts wegen
durchzufuhrende Gunstigerprifung zwischen dem Zulagenanspruch und der Steuerermafigung durch den
Sonderausgabenabzug anordnet. Vielmehr ist die Austibung des Wahlrechts durch den Steuerpflichtigen Bedingung
fur den Eintritt in die Glnstigerprufung.

3. Ein Antrags- bzw. Wahlrecht, flirr dessen Geltendmachung das Gesetz --wie im Fall des § 10a EStG-- keine
ausdruckliche zeitliche Begrenzung vorsieht, muss der Steuerpflichtige zwar nicht notwendig bereits im Rahmen
der Steuererklarung beanspruchen. Allerdings ist ein solches grundsatzlich nur bis zum Eintritt der Bestandskraft
des entsprechenden Steuerbescheids erstmals oder in geanderter Weise ausubbar. Der Steuerpflichtige kann somit
frei Uber das Wahlrecht verfligen, wenn der Bescheid zum einen noch nicht formell bestandskraftig und deshalb
ohnehin abanderbar ist, insbesondere dann, wenn uber einen Einspruch oder eine Klage gegen den Bescheid noch
nicht entschieden ist. Zum anderen ist der Bescheid und damit auch die Austiibung des Wahlrechts anderbar, wenn
der Bescheid noch nicht materiell bestandskraftig ist, namentlich unter dem Vorbehalt der Nachprifung steht (vgl.
hierzu ausfiihrlich Senatsurteile vom 27.10.2015 - X R 44/13, BFHE 252, 94, BStBL Il 2016, 278, Rz 14, 18, sowie
vom 09.12.2015 - X R 56/13, BFHE 252, 241, BStBL 1l 2016, 967, Rz 19, 21 f., jeweils m.w.N.). Gleiches gilt, wenn ein
erstmals oder anderweitig nach Eintritt der materiellen Bestandskraft des Steuerbescheids ausgeubtes Wahlrecht
die Voraussetzungen einer bestandskraftdurchbrechenden Anderungsvorschrift erfiillt (Urteil des Bundesfinanzhofs
--BFH-- vom 14.07.2020 - VIII R 6/17, BFHE 268, 538, BStBL 11 2021, 92, Rz 19 - zu § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO).

4. Diese Voraussetzungen liegen im Streitfall nicht vor. Die Klager haben erst nach Eintritt der materiellen
Bestandskraft einen Sonderausgabenabzug gemaf & 10a EStG beansprucht (unten a). Eine die Bestandskraft
durchbrechende Korrekturnorm steht ihnen fur die Durchsetzung eines solchen Anspruchs nicht zur Seite (unten b).

a) Die Kldger haben erstmals im Juni 2018 in Gestalt ihres Antrags auf Anderung der Einkommensteuerfestsetzung
fur das Streitjahr ihr Wahlrecht auf Inanspruchnahme eines Sonderausgabenabzugs fiir die von der Klagerin
geleisteten zusatzlichen Altersvorsorgebeitrdage und erhaltenen Zulagen gemaf & 10a EStG geltend gemacht.

aa) Die Auslibung dieses Wahlrechts bedarf keiner besonderen Form; es kann ausdriicklich oder auch nur
konkludent geltend gemacht werden. Der Senat teilt nicht die insbesondere von der Finanzverwaltung (BMF-
Schreiben in BStBL | 2018, 93, Rz 101) und auch der Vorinstanz vertretene Ansicht, der Sonderausgabenabzug nach
§ 10a EStG musse durch Abgabe der Anlage AV zur Einkommensteuererklarung beantragt werden. Ein solches
Formerfordernis ergibt sich weder aus § 10a EStG selbst noch aus einer anderen gesetzlichen Grundlage. Zwar wird
das BMF durch § 51 Abs. 4 Nr. 1 Buchst. b EStG ermachtigt, die Vordrucke fur die Erklarungen zur
Einkommensbesteuerung zu bestimmen. Aus dieser Ermachtigung --die im Gegensatz zu & 51 Abs. 1 bis 3 EStG
gerade nicht als Verordnungsermachtigung gemaf Art. 80 des Grundgesetzes ausgestaltet ist, mit der eine Befugnis
zur auch den Birger bindenden Rechtsetzung an die Exekutive delegiert werden konnte-- folgt aber nicht, dass vom
Steuerpflichtigen abgegebene Erklarungen im Veranlagungsverfahren zur Einkommensteuer nur dann wirksam sind,
wenn dies unter Verwendung eines amtlichen Vordrucks geschieht.

bb) Ebenso wenig trifft allerdings die Auffassung der Klager zu, sie hatten bereits mit der Einwilligung in die
Datenubermittlung an die Finanzverwaltung nach & 10a Abs. 2a Satz 1, Abs. 5 Satz 1 EStG a.F. ihr Wahlrecht auf
Inanspruchnahme des Sonderausgabenabzugs gemaf § 10a EStG wirksam ausgetbt.

(1) Die bis einschliefilich des Veranlagungszeitraums 2018 erforderliche Einwilligung des Steuerpflichtigen in eine
Datenubermittlung durch den Anbieter eines zertifizierten Altersvorsorgevertrags an die Finanzverwaltung hat mit
Wirkung zum Veranlagungszeitraum 2010 die friilhere Nachweispflicht der zu beriicksichtigenden
Altersvorsorgebeitrage durch eine vom Anbieter auszustellende (Papier-)Bescheinigung nach amtlich
vorgeschriebenem Vordruck (§ 10a Abs. 5 Satz 1 EStG in der bis einschlielich des Veranlagungszeitraums 2009
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geltenden Fassung) ersetzt. Hierdurch sollte einerseits dem Steuerpflichtigen das Beifligen einer
Papierbescheinigung zur Einkommensteuererklarung erspart werden (BTDrucks 16/10188, S. 24). Andererseits
diente die Einwilligung in den Datentransfer der Wahrung des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung (vgl.
BTDrucks 16/12254, S. 23 zum entsprechenden Einwilligungserfordernis fur den Abzug von Kranken- und
Pflegeversicherungsaufwendungen als Sonderausgaben gemaf & 10 Abs. 2a EStG a.F.).

(2) Erst die Einwilligung des Steuerpflichtigen verlieh der Finanzverwaltung die Befugnis, die Daten steuerrechtlich
Uberhaupt zu berucksichtigen. Vor diesem Hintergrund ginge es zu weit, die Einwilligung in die Datenibermittlung
zugleich als materiell-rechtlich wirkende Geltendmachung eines Sonderausgabenabzugs gemaf’ § 10a EStG zu
qualifizieren. Allein mit der Einwilligung in die Datenubermittlung trifft bzw. traf der Steuerpflichtige noch keine
Aussage dazu, ob er im jeweiligen Veranlagungszeitraum anstelle eines Anspruchs auf Altersvorsorgezulage gemaf;
§ 83 EStG einen --weitergehenden-- Sonderausgabenabzug i.S. von & 10a EStG begehrt.

(3) Der Hinweis der Klager auf die durch das Steuermodernisierungsgesetz vom 18.07.2016 (BGBL | 2016, 1679)
eingeflihrte Vorschrift des § 150 Abs. 7 Satz 2 AO lasst kein anderes Ergebnis zu. Dort heif3t es zwar, dass Daten, die
von mitteilungspflichtigen Stellen nach MaRRgabe von & 93c AO an die Finanzverwaltung Ubermittelt wurden,
grundsatzlich als (eigene) Angaben des Steuerpflichtigen gelten. Selbst wenn dies zur Folge hatte, dass auch
steuerrechtliche Wahlrechte --wie hier ein Sonderausgabenabzug nach & 10a EStG-- bereits durch eine
Datenubermittlung als ausgelibt anzusehen waren, konnten die Klager hieraus fur das vorliegende Streitjahr 2012
nichts ableiten. Die Vorschrift ist erstmals fiir nach dem 31.12.2016 beginnende Streitjahre anzuwenden (Art. 97 § 1
Abs. 11 sowie § 10a Abs. 4 Satz 2 des EinfUhrungsgesetzes zur Abgabenordnung --EGAO--).

cc) Die Einkommensteuer fir das Streitjahr war --hieriber besteht zu Recht kein Streit-- zum Zeitpunkt des
Anderungsantrags im Juni 2018 bestandskraftig festgesetzt. Weder hatten die Kldger den letzten, im Jahr 2017
ergangenen Anderungsbescheid angefochten, noch stand die Festsetzung unter dem Vorbehalt der Nachpriifung.

b) Das erstmals nach Eintritt der materiellen Bestandskraft geltend gemachte Wahlrecht auf einen
Sonderausgabenabzug nach § 10a EStG erfiillt keinen der in Betracht kommenden Anderungs- bzw.
Berichtigungstatbestande.

aa) Eine Anderung nach & 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. d AO i.V.m. § 10a Abs. 5 Satz 2 und & 10 Abs. 2a Satz 8
Nr. 1 EStG a.F. ist ausgeschlossen.

(1) Die fur das Streitjahr 2012 in zeitlicher Hinsicht noch anwendbare Vorschrift des § 10 Abs. 2a Satz 8 Nr. 1 EStG
a.F. (vgl. Art. 97 § 27 Abs. 2 EGAOQ) ist eine spezialgesetzliche Korrekturnorm i.S. von § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
Buchst. d AO. Hiernach ist ein Steuerbescheid zu andern, soweit --von einem Dritten Ubermittelte-- Daten gemaf

& 10 Abs. 2a Sitze 4, 6 oder 7 EStG a.F. vorliegen und sich hierdurch eine Anderung der festgesetzten Steuer ergibt.
Die Vorschrift gilt sowohl fiir den Fall der erstmaligen Ubermittlung von Daten (§ 10a Abs. 2a Satz 4 EStG a.F.) als
auch fir korrigierte bzw. stornierte Datensatze (Satz 6 der Vorschrift).

(2) & 10a EStG halt fur die nachtragliche steuerliche Berticksichtigung von Daten, die ein Anbieter eines
Altersvorsorgevertrags nach & 10a Abs. 5 Satz 1 EStG a.F. (ibermittelt hat, keine eigenstdndige Anderungsvorschrift
bereit. Allerdings ordnet Satz 2 jener Vorschrift eine entsprechende Anwendung von § 10 Abs. 2a Satze 6 bis 8 EStG
a.F. an. Durch diese Inbezugnahme wird klargestellt, dass auch fiir Zwecke des & 10a EStG nicht danach zu
differenzieren ist, ob der Anbieter --wie im Streitfall-- fur den betreffenden Veranlagungszeitraum erstmalig Daten
ubermittelt hat oder es sich um inhaltlich korrigierte Daten handelt (ebenso BMF-Schreiben vom 24.07.2013, BStBL |
2013, 1022, Rz 98; offen gelassen vom Hessischen FG in EFG 2019, 751, Rz 30).

(3) Die Voraussetzungen dieser --vom FG nicht gewiirdigten-- Anderungsvorschrift sind im Streitfall nicht gegeben.

(a) Die Beteiligten gehen zwar Ubereinstimmend und zutreffend davon aus, dass dem FA relevante Daten i.S. von

§ 10a Abs. 5 Satz 1 EStG a.F. vorlagen. Deren Berlicksichtigung hatte im Fall eines fur die Klager positiven Ausgangs
der Giinstigerpriifung nach § 10a Abs. 2 EStG fiir sich besehen auch eine Anderung der festgesetzten Steuer
ergeben.

(b) Der Wortlaut des & 10 Abs. 2a Satz 8 Nr. 1 EStG a.F. fordert durch das Adverb "hierdurch” allerdings einen
unmittelbaren Zusammenhang zwischen den vorliegenden Daten und der sich durch deren nachtragliche
Beriicksichtigung ergebenden Anderung der festgesetzten Steuer. Dieses Erfordernis wird fiir den eigentlichen
sachlichen Anwendungsbereich der Anderungsvorschrift, die per Datensatz zu tibermittelnden Beitrage fir
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Sonderausgaben i.S. von & 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. b und Nr. 3 EStG, ohne weiteres erfiillt, da deren Abzug nicht von
einem Antrag bzw. einem Wahlrecht des Steuerpflichtigen abhangt, sondern von Amts wegen vorzunehmen ist (vgl.
insoweit zu Kranken- und Pflegeversicherungsbeitragen BTDrucks 16/12254, S. 23, sowie Senatsurteil vom
24.08.2016 - X R 34/14, BFHE 255, 112, BStBL Il 2017, 375, Rz 26). Dagegen steht der Sonderausgabenabzug nach
& 10a EStG --wie oben dargelegt-- im Wahlrecht des Steuerpflichtigen, sodass die Anderung der bisher
festgesetzten Steuer nicht nur vom Vorliegen relevanter Daten, sondern zusatzlich von einer Ausiibung dieses
Wahlrechts abhangt.

(c) Fir die Uber & 10a Abs. 5 Satz 2 EStG a.F. angeordnete entsprechende Anwendung von & 10 Abs. 2a Satz 8 Nr. 1
EStG a.F. genlgt es nicht, dass der Steuerpflichtige das Wahlrecht zu irgendeinem Zeitpunkt ausibt. Vielmehr muss
er dies nach den allgemeinen --oben aufgezeigten-- Rechtsprechungsgrundsatzen bis zum Eintritt der materiellen
Bestandskraft der Steuerfestsetzung getan haben. § 10 Abs. 2a Satz 8 Nr. 1 EStG a.F. hat nur deshalb
bestandskraftdurchbrechende Wirkung, um die Steuerfestsetzung nachtraglich an Sachverhalte anzupassen, die
nicht auf einer Erklarung des Steuerpflichtigen, sondern auf der Datenlibermittlung eines Dritten beruhen. Die
Vorschrift dient aber nicht dazu, einem erst spater durch den Steuerpflichtigen ausgetibten Wahlrecht auf
Inanspruchnahme des Sonderausgabenabzugs verfahrensrechtlich zum Erfolg zu verhelfen.

bb) Auch eine Berichtigung der Einkommensteuerfestsetzung nach & 129 Satz 1 AO kommt nicht in Betracht.

Voraussetzung hierfur ware, dass der Finanzbehorde beim Erlass eines Verwaltungsakts Schreibfehler, Rechenfehler
und ahnliche offenbare Unrichtigkeiten unterlaufen sind. Die Vorinstanz hat zutreffend entschieden, dass keiner der
vom FA fur das Streitjahr erlassenen Einkommensteuerbescheide unter einer solchen Unrichtigkeit litt. Vielmehr war
die jeweilige Nichtberlicksichtigung eines Sonderausgabenabzugs gemaf? & 10a EStG im Hinblick auf die zunachst
fehlende Geltendmachung durch die Klager zwingend und somit rechtmafig.

Selbst wenn es --wie die Klager anflihren-- als "Fehler” ihrerseits anzusehen ware, den Sonderausgabenabzug nicht
fristgerecht beansprucht zu haben, erwlichse hieraus kein im Rahmen des § 129 Satz 1 AO grundsatzlich zu
beachtender Ubernahmefehler des FA (vgl. hierzu statt vieler Senatsurteil vom 12.02.2020 - X R 27/18, BFH/NV
2020, 1041, Rz 21, m.w.N.). Eine solche Annahme stiinde im Widerspruch zur Ausgestaltung des & 10a EStG als von
der Auslibung eines Wahlrechts des Steuerpflichtigen abhangiger Abzugstatbestand.

cc) Ferner scheidet eine Anderung nach § 173 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 AO aus.

Es fehlt bereits an einer flr die Anwendung dieser Norm erforderlichen nachtraglich bekannt gewordenen Tatsache.
Insbesondere stellt die Ausiibung eines steuerrechtlichen Wahlrechts nach Bestandskraft der Veranlagung des
Streitjahres keine solche Tatsache dar. Es handelt sich lediglich um eine Verfahrenshandlung (BFH-Urteile vom
28.09.1984- VIR 48/82, BFHE 141, 532, BStBL Il 1985, 117; vom 09.08.1989 - X R 110/87, BFHE 158, 520, BStBL I
1990, 195, unter 3.d, m.w.N,, sowie in BFHE 252, 94, BStBL 1l 2016, 278, Rz 26). Relevante Tatsache gemaf: § 173 AO
ist nur der dem Antrag zugrunde liegende Sachverhalt (BFH-Urteil in BFHE 141, 532, BStBL 11 1985, 117; Loose in
Tipke/Kruse, § 173 AO Rz 16), der dem FA --hiervon gehen die Beteiligten Gibereinstimmend aus-- in Gestalt des
vom Anbieter des Altersvorsorgevertrags Ubermittelten Datensatzes bereits bei der urspriinglichen
Einkommensteuerveranlagung vorlag.

dd) Die Voraussetzungen fiir eine Anderung nach & 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 AO werden ebenfalls nicht erfiillt. Es
fehlt an einem Grundlagenbescheid i.S. von & 171 Abs. 10 Satz 1 AO, der fiur das Begehr der Kldger --den Abzug von
Altersvorsorgebeitragen als Sonderausgaben-- Bindungswirkung hat.

(1) Den nach & 10a Abs. 5 Satz 1 EStG a.F. Gbermittelten Daten kommt flr sich gesehen keine
Grundlagenbescheidswirkung zu. Mangels Auflenwirkung zum Steuerpflichtigen stellen sie keine Verwaltungsakte
gemaf’ § 118 Satz 1 AO dar (vgl. hierzu fir Datensatzubermittlungen von Kranken- und
Pflegeversicherungsbeitragen bereits Senatsurteil vom 16.12.2020 - X R 31/19, BFHE 271, 569, BStBL 1l 2022, 106,
Rz 12, mw.N.).

(2) Nichts anderes ergibt sich --abweichend zur Ansicht der Klager-- aus dem rechtlichen Umstand, dass der
Gesetzgeber die Zertifizierung eines Altersvorsorgevertrags gemafs § 82 Abs. 1 Satz 2 EStG ausdrucklich als
Grundlagenbescheid i.S. von § 171 Abs. 10 Satz 1 AO qualifiziert hat.

Nach & 5 des Altersvorsorgevertrage-Zertifizierungsgesetzes (AltZertG) erteilt die Zertifizierungsstelle, das
Bundeszentralamt fur Steuern (§ 3 Abs. 1 AltZertG), unter den dort genannten Voraussetzungen fir einen
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Altersvorsorgevertrag die Zertifizierung nach & 1 Abs. 3 AltZertG. Hierbei handelt es sich um die Feststellung, dass
sowohl die Vertragsbedingungen des Altersvorsorgevertrags als auch der Anbieter des Vertrags den in § 1 Abs. 3
Satz 1 AltZertG genannten Anforderungen entsprechen. Liegt ein solches Zertifikat vor, besteht flir den
Steuerpflichtigen Gewissheit, dass der Vertrag zulagefahig i.S. von §§ 79 ff. EStG ist und die Beitrage auch im
Rahmen des & 10a EStG als Sonderausgaben geltend gemacht werden konnen (HHR/Killat, & 82 EStG Rz 7). Es wird
fur die Finanzbehorde bindend --d.h. ohne eigenstandiges Prufungsrecht-- durch ein gesondertes Verfahren
festgestellt, dass die zu Gunsten eines bestimmten Altersvorsorgeprodukts geleisteten Beitrage zulagen- bzw.
steuerrechtlich begunstigt sind (Myf3en in KSM, EStG, & 82 Rz B 2; Bode in Bordewin/Brandt, & 82 EStG Rz 30).

Eine daruber hinausgehende Bindungswirkung der Zertifizierung besteht nicht. Insbesondere erstreckt sich die
Bindung nicht auf eine bedingungslose Berlicksichtigung von beguinstigten Altersvorsorgebeitragen als
Sonderausgaben gemaf3 § 10a EStG. Dies ware mit der Grundkonzeption der Vorschrift, die Inanspruchnahme des
Sonderausgabenabzugs ins Wahlrecht des Steuerpflichtigen zu stellen, nicht vereinbar. Fur die Richtigkeit ihrer
gegenteiligen Rechtsbehauptung, die Zertifizierung des Altersvorsorgevertrags und die hierauf geleisteten Beitrage
stinden im vorliegenden Kontext in einer "untrennbaren Einheit" zueinander, bleiben die Klager einen Beleg
schuldig.

ee) Schliefilich handelt es sich bei einem erst nach Bestandskraft der Steuerfestsetzung ausgeiibten
steuerrechtlichen Wahlrecht nicht um ein riickwirkendes Ereignis, das eine Anderung nach § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
AO zulieRRe (vgl. Senatsurteil in BFHE 252, 94, BStBL Il 2016, 278, Rz 26; Klein/Rusken, AO, 15. Aufl,, § 175 Rz 70;
Loose in Tipke/Kruse, § 175 AO Rz 39b).

5. Der von den Kldgern gerugte Sachaufklarungsmangel gemafd & 76 Abs. 1 Satz 1 FGO liegt nicht vor. Es war nicht
entscheidungserheblich, aufzuklaren, ob der fiir die Einkommensteuerveranlagung der Klager zustandige
Sachbearbeiter Kenntnis von dem nach & 10a Abs. 5 Satz 1 EStG a.F. Ubermittelten Datensatz genommen hatte. Aus
den unter 2. und 3. dargelegten Erwagungen hatten die Daten fur Zwecke der Gunstigerpriifung gemaf § 10a Abs. 2
EStG nur im Fall eines fristgerecht ausgetibten Wahlrechts beriicksichtigt werden diirfen. Hieran fehlte es.

Soweit die Klager erstmals mit Schreiben vom 28.04.2021 beanstandet haben, das FG habe seine Entscheidung
entgegen § 96 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 FGO nicht aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens gewonnen, findet dies
prozessual bereits deshalb keine Beachtung, da jener Verfahrensfehler erst auf3erhalb der
Revisionsbegriindungsfrist angebracht wurde (vgl. statt vieler BFH-Urteil vom 10.06.2020 - XI R 25/18, BFHE 270,
181, Rz 22, m.w.N.).

6. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 2 FGO.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 7von 7


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210113/

	Urteil vom 19. Januar 2022, X R 32/20
	Leitsätze
	Tenor
	Tatbestand
	I.

	Entscheidungsgründe
	II.



